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Heinz-Dietrich Ortlieb

Umweltschutz­
hysterie?

Wohl kaum eine philosophi­
sche Richtung hat sich in 

gleichem Ausmaß als sozial 
schädlich erwiesen wie der aus 
derNaturrechtslehre herrührende 
metaphysische Harmonieglaube. 
War es zunächst die Idee von 
den Selbstheiiungskräften der 
Wirtschaft, die eine rechtzeitige 
und wirksame Bekämpfung des 
Massenelends der heraufkom­
menden Industriegesellschaft 
verhinderte, so scheint es heute, 
daß ein immer noch virulentes 
Vertrauen in die „Selbstreini­
gungskräfte der Natur“ die ent­
schlossene Inangriffnahme teil­
weise längst überfälliger Maß­
nahmen gegen die Umweltver­
schmutzung hintertreiben könnte. 
Denn nur vor dem Hintergrund 
dieser Vorstellung oder auf­
grund interessenbedingter Ver­
blendung ist es möglich, die an­
stehenden Umweltprobleme zu 
verharmlosen und die anschwel­

lende Welle besorgter Äußerun­
gen als Massenhysterie zu dif­
famieren, wie es Friedrich Deich 
in seiner Artikelserie in „Die 
Welt“ kürzlich tat. Letzteres ist 
um so bedenklicher, als es hin­
reichend bekannt sein dürfte, 
wie schwerfällig der pluralisti­
sche Gefälligkeitsstaat reagiert, 
wenn es darum geht, Vorkeh­
rungen zum Schutze der Allge­
meinheit zu treffen, sofern diese 
mit den Interessen mächtiger 
„pressure groups“ kollidieren.

Obgleich zugegebenermaßen 
„Umweltverschmutzung“ sich in 
den letzten Jahren zu einem 
modischen Schlagwort entwik- 
kelte, ist Umweltschutz mehr als 
eine Mode: Er ist eine existen­
zielle Notwendigkeit, die lange 
übersehen und danach bereits 
zu lange verschleppt wurde. 
Denn nichts spricht dafür, daß 
in übervölkerten, Industrielän­
dern die Natur von selbst in der 
Lage ist, beliebige Zivilisations­
schäden, Raubbau am Boden, 
Berge von Müll, Milliarden Ku­
bikmeter ungereinigter Abwäs­
ser und Abgase sowie Tonnen 
von Staub zu verkraften. Je 
mehr der Mensch gelernt hat, 
die Natur zu beherrschen, desto 
gefährlicher wurde er für sie 
und desto mehr gefährdete er 
seine biologischen Existenz­
grundlagen. Schon ganz geringe 
Mengen unsachgemäß deponier­
ter giftiger Abfälle können die 
Gesundheit und das Leben Tau­
sender Menschen bedrohen oder 
zumindest unverhältnismäßig 
große Kosten zur Beseitigung 
der Gefahren und der Folge­
schäden verschlingen. Ange­
sichts drohender Katastrophen 
und nur im Schneckentempo 
voranschreitender Umweltschutz­
maßnahmen muß es eine vor­
dringliche Aufgabe sozialverant­
wortlicher Politiker, Wissen­
schaftler und Journalisten sein, 
ein immer noch unterentwickel­
tes Umweltbewußtsein zu för­
dern und auf die wachsende Be­
drohung aufmerksam zu machen.

Unsachliche Übertreibung 
droht in der Umweltschutz-De­
batte lediglich von der Seite so­
genannter „progressiver“ Kräfte,

die aus ideologischen Gründen 
die Umweltverschmutzung allein 
den kapitalistischen Produk­
tionsverhältnissen anlasten 
möchten, um von daher ihrer 
Forderung nach „Systemüber­
windung“ mehr Gewicht zu ver­
leihen. Diese Leute übersehen 
jedoch, daß das Umweltproblem 
eine durchaus systemneutrale 
Erscheinung, d. h. eine Frage 
der Produktionswe/se, nicht der 
Produktionsv'eA/7ä/i/7/sse dar­
stellt. ln jedem System werden 
die Einzelwirtschaften sich da­
durch Vorteile zu verschaffen 
suchen, daß sie negative externe 
Effekte ihrer Produktion der 
Allgemeinheit anlasten möchten. 
Umweltschutz ist somit in jedem 
System eindeutig eine öffent­
liche Aufgabe, die nur dann in 
wirksamer Weise wahrgenom­
men werden kann, wenn die 
Entscheidungsgewalt über ein­
schlägige Maßnahmen auf höch­
ster Ebene angesiedelt wird. 
Denn unterschiedliche kommu­
nale und regionale Regelungen 
führen nicht nur zu Wettbewerbs­
verzerrungen, sie paralysieren 
auch einen erheblichen Teil der 
in den umweltbewußteren Regio­
nen gemachten Anstrengungen. 
Aus diesem Grunde bedarf die 
Umweltschutzpolitik auch drin­
gend der internationalen Koor­
dination, die selbst innerhalb 
der EWG noch fehlt.

Aber der Umweltschutz stellt 
uns nicht nur vor politische Pro­
bleme, er kostet auch eine 
Menge Geld, wobei die Lasten 
letzten Endes von der Allge­
meinheit zu tragen sein werden, 
sei es über Konsumeinschrän­
kungen infolge verteuerter Pro­
duktion oder direkt über erhöhte 
Steuern. Darauf immer wieder 
hinzuweisen, bedeutet nicht eine 
Hysterie zu entfachen, die sach­
liche Problemlösungen erschwe­
ren könnte: vielmehr geht es 
darum, ein breites Verständnis 
und Engagement für die Not­
wendigkeit von Umweltschutz­
maßnahmen zu wecken, das 
deren beschleunigte und vor­
rangige politische Durchsetzung 
erst ermöglicht bzw. durch den 
Druck der öffentlichen Meinung 
schließlich erzwingt.

58 WIRTSCHAFTSDIENST 1972/11


